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Beilagen- 
Hinweis

In der heutigen Ausgabe
finden Sie Beilagen
folgender Firmen

(einige Beilagen finden Sie 
nur in Teilen der Ausgabe):

Edeka,  
Dänisches Bettenlager, 

Alldrink, Heckwolf,  
Lidl, Norma, Netto

Noch Termine frei !!!
Wir führen aus:
*PFLASTERARBEITEN
*Plattenarbeiten
*Kellerwandisolierungen
*Hofsanierung
*Erd-, Kanalarbeiten

% % % % % %
GAWE-BAU seit 1983
Auf der Beune 9, 64839 Münster

TEL. 06071 / 391991
www.gawe-strassenbau.de

500 qm PFLASTERAUSSTELLUNG

Verstopfungsbeseitigung
Kanal- und Rohrreinigung
Kanal-TV-Untersuchung
Kanalsanierung

24-Stunden-Notdienst

od. 0 60 71 - 73 95 70(gebührenfrei)
 0 800- 0 03 12 43

SCHAFFEN SIE AUS
ALTEN WERTEN
NEUE MÖGLICHKEITEN

Holger Honig I Heusenstammer Str. 3 I 63179 Obertshausen
Termine sind in unseren Räumen oder bei Ihnen möglich

Ankauf von:
Schmuck I Gold I Münzen I
Uhren I Antiquitäten

Tel. 0 6104 9 531315 I www.goldhaus.net

Aktuell nur nach
Terminvereinbarung

Letzter Aufruf!
Check-in WS 2021: OPEN AIR-Studienplatzbörse

SPEEDDATING
Mittwoch, 23.06. · 16-18Uhr

Anmeldung:www.ba-rm.de

Auf dem Feldkreuz-Grundstück an der Altheimer Straße baut ein Frankfurter Investor ab Ende 
2021 einen Lebensmittel-Markt, auf dem sich Wohnungen befinden - künftig allerdings nur 
noch 22 statt 27 Stück, weil das Gebäude nur noch 12,50 statt 15 Meter hoch werden darf. 

(Foto: jedö)

Münster (jedö) Es war eins 
der größten Projekte, die 
Münsters Ex-Bürgermeister 
Gerald Frank (SPD) in seiner 
Amtszeit vorangebracht hat-
te - und dessen Durchbruch 
er wohl nicht ganz zufäl-
lig wenige Tage vor der Di-
rektwahl im Frühjahr 2020 
verkündete: der Bau eines 
Lebensmittel-Markts samt 
27 Wohnungen, davon ein 
Drittel sozial gefördert, auf 
dem Grundstück mit dem 
Feldkreuz im Baugebiet „Im 
Seerich“. Die Nachricht rette-
te Frank zwar nicht das Amt, 
doch das Vorhaben war auf 
dem Weg. Allerdings wird 
das Bauwerk nach einem 
aktuellen Beschluss der Ge-
meindevertreter von CDU 
und FDP nun niedriger als 
geplant - wodurch auch we-
niger Wohnungen entstehen 
können.
Das Areal liegt am Münsterer 
Ortsausgang gen Altheim, di-
rekt an der Landesstraße 3095. 

Es wird - wie alle Grundstücke 
im Seerich - von der Kommu-
nalentwicklung der LBBW 
(Stuttgart), die formal Eigentü-
mer des Geländes ist, vermark-
tet. Die Entwickler stimmen 
sich dabei aber in allen Schrit-
ten mit der Gemeinde Münster 
ab, deren Gremien das Gesicht 
des Baugebiets maßgeblich be-
stimmen. 
Als Investor für das Projekt gab 
das Rathaus im April 2020 die 
Schoofs Immobilien GmbH 
aus Frankfurt bekannt. Sie soll 
ab Ende 2021 den Markt bau-
en, den später - nach einer kal-
kulierten Bauzeit von einem 
Jahr - der Discounter Netto 
betreiben soll. Nach dem bis-
herigen Plan sollte der Markt 
1.000 Quadratmeter Verkaufs-
fläche haben und als Ensemb-
le mit 27 Wohnungen in zwei 
Geschossen sowie 84 oberir-
dischen Stellplätzen daher-
kommen. Was sich nach dem 
Willen der neuen parlamenta-
rischen, schwarz-gelben Mehr-
heit in Münster nun ändert.
Denn das Objekt darf nach 
einem entsprechenden Be-
schluss in der jüngsten Ge-
meindevertreter-Sitzung nun 
maximal 12,50 Meter hoch 
werden. Zuvor waren 15 Me-
ter möglich gewesen, was lan-
ge auch so im Bebauungsplan 
stand, aber jahrelang nieman-

dem auffiel oder aufstieß. Die 
15 Meter standen dabei „nur“ 
in der textlichen Beschrei-
bung, die rechtlich jedoch 
maßgeblich ist. Weil in Skiz-
zen des B-Plans aber eine Höhe 
von 12 Metern angegeben war 
und andere Grundstücks-Käu-
fer ringsherum von dieser ge-
ringeren Gebäudehöhe ihres 
Nachbarn in spe ausgegangen 
waren und ihrem Unmut dar-
über seit einem Jahr Luft ma-
chen, hielten CDU und FDP 
die 15 Meter nicht mehr für 
vertretbar. 
SPD und ALMA-Die Grünen 
sahen das anders, wären gern 
bei 15 Metern geblieben. Vor 
allem aus einem Grund: Die 
nun festgelegte geringere Höhe 
kostet fünf Wohnungen - es 
werden jetzt nur noch 22 statt 
27 Stück überm Netto-Markt 
geschaffen. All das vor dem 
Hintergrund, dass der auch in 
Münster dringend benötigte 
Neubau von Wohnraum - auch 
in kleineren, für Singles und 
Alleinerziehende geeigneten 
Zuschnitten - an anderer Stelle 
ganz vom Tisch ist: CDU und 
FDP haben ihr Wahlverspre-
chen per Beschluss in die Tat 
umgesetzt und die Verwal-
tung ebenfalls in der jüngsten 
Gemeindevertreter-Sitzung 
dazu verpflichtet, das Fran-
kenbach-Gelände gemeinsam 

mit der Hessischen Landge-
sellschaft als reines Gewerbe-
gebiet zu vermarkten und zu 
entwickeln. SPD und ALMA, 
bis zur Kommunalwahl im 
März noch in der Mehrheit, 
hatten lediglich ein Drittel 
der Fläche im Münsterer Süd-
westen für Gewerbe vorsehen 
wollen und dort gern zu einem 
Großteil Wohnhäuser errich-
ten. Was die neue Kooperation 
aus Union und Liberalen nun 
einkassiert hat.
Laut Bürgermeister Joachim 
Schledt (parteilos) hängt die 
Reduzierung von 27 auf 22 
Wohnungen auf dem Feld-
kreuz-Grundstück auch mit 
der Parkplatz-Situation zusam-
men. Während man diese Re-
duzierung noch als nicht allzu 
gewichtig bewerten kann, ist 
die Nichtentstehung neuen 
Wohnraums auf dem Fran-
kenbach-Gelände von größe-
rer Tragweite. CDU und FDP 
finden die Ansiedlung von 
Gewerbe dort einerseits dring-
licher. Andererseits versprach 
CDU-Fraktionschef Thors-
ten Schrod im Zuge des Net-
to-Markt-Beschlusses: „Uns 
liegt der Wohnungsbau am 
Herzen - den wollen wir aber 
an anderer Stelle machen.“ 
Konkrete Antworten, wo das 
sein soll, müssen die beiden 
Fraktionen noch liefern.

Weniger Wohnungen über 
dem neuen Netto-Markt 

Großprojekt im Münsterer Baugebiet „Im Seerich“ wird 12,50 statt 15 Meter hoch /                              
Damit entfällt Wohnraum

Münster (MA) Die Bauarbei-
ten von Deutsche Glasfaser in 
Münster und Altheim begin-
nen in Kürze und die ersten 
Kunden werden schon bald mit 
Lichtgeschwindigkeit im Netz 
surfen. Daher möchten Deut-
sche Glasfaser und ENTEGA die 
Gelegenheit nutzen, sich noch 
einmal persönlich mit den Bür-
ger*innen auszutauschen und 
sie zu einem Online-Bau-In-
formationsabend am Münster 
Mittwoch, 23. Juni, um 19 Uhr 

in Münster oder Donnerstag, 
24. Juni, um 19 Uhr in Altheim
einzuladen.
Die Einwahldaten für das 
Meeting werden allen Bewoh-
ner*innen im Ausbaugebiet, 
postalisch zugesendet. Zudem
können die Einwahldaten und
eine Schritt für Schritt Anlei-
tung auch online unter deut-
sche-glasfaser.de/muenster
und unter deutsche-glasfaser.
de/altheim eingesehen wer-
den.

Teilnehmer erfahren alles 
rund um die Ausbauprojekte in 
Münster und Altheim sowie In-
formationen zu den einzelnen 
Bauphasen. Auch Fragen rund 
um den Bau vor ihrem Haus so-
wie zur Installation der Endge-
räte werden beantwortet.
Sollte man an diesen Tagen 
verhindert sein beantwortet 
auch die kostenlose Deutsche 
Glasfaser Bau-Hotline unter 
02861/890 60 940 montags bis 
freitags in der Zeit von 8 bis 20 

Uhr alle Fragen zum Bau. 
Informationen über Deutsche 
Glasfaser und die buchbaren 
Produkte sind online unter 
www.deutsche-glasfaser.de 
verfügbar. 
Die Produkte der ENTEGA 
sind unter entega.de/flat400 
zu finden. Fragen rund um den 
Bau beantwortet Ihnen ENTE-
GA unter 0800/378 655 2 von 
Montag bis Freitag von 8 bis 20 
Uhr und samstags von 8 bis 16 
Uhr. 

Bauarbeiten beginnen in Kürze
Deutsche Glasfaser und ENTEGA laden zu Infoabenden

www.rheinmainverlag.de
Ihre

Onlinezeitung
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Amtliche
Bekanntmachungen
der Gemeindeverwaltung

Münster

Amtliche
Bekanntmachungen
der Gemeindeverwaltung

Münster

Das Regierungspräsidium 
Darmstadt hat mich in sei-
ner Funktion als zuständige 
Anhörungsbehörde gebe-
ten, folgenden Bekanntma-
chungstext zu veröffentli-
chen:

Bekanntmachung

Planfeststellung gem. §§ 18 ff. 
Allgemeines Eisenbahngesetz 
(AEG) i. V. m. §§ 72 ff. Verwal-
tungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
für die S-Bahn Rhein-Main, 
Nordmainische S-Bahn, Plan-
feststellungsabschnitt 3, Hanau, 
von km 15,0+82 bis km 20,7+00 
der Strecke 3660, Frankfurt 
(Main) Süd – Ffm Ost – Aschaf-
fenburg Hbf, von km 66,4+93 
bis km 71,6+34 der Strecke 3685, 
(Ffm) Abzw. Zeil – Hanau Hbf 
(S-Bahn), von km 21,6+06 bis 
km 23,7+21 der Strecke 3600, 
Frankfurt (Main) Hbf – Göttin-
gen, in den Städten Maintal und 
Hanau, im Bahnhof Hanau Hbf 
beabsichtigte Neubau- und Um-
baumaßnahmen und für das 
Vorhaben geplante Kompensa-
tionsmaßnahmen in den Städ-
ten Gelnhausen, Maintal und 
Hanau sowie in den Gemeinden 
Freigericht, Hasselroth, Linsen-
gericht und Münster
hier: Anhörungsverfahren zur 1. 
Änderung des Plans gem. § 18 a 
AEG i. V. m. § 73 VwVfG
Die DB ProjektBau GmbH (jetzt: 
DB Netz AG), hat im Auftrag 
der DB Netz AG sowie der DB 
Station&Service AG die Durch-
führung eines Planfeststellungs-
verfahrens beim Eisenbahn-Bun-
desamt, Außenstelle Frankfurt/
Saarbrücken für den 4-gleisigen 
Ausbau der nördlich des Mains 
verlaufenden Bahnstrecke 3660 
zwischen Frankfurt Ost und Ha-
nau Hbf beantragt.
Aufgrund der im Anhörungsver-
fahren gewonnenen Erkenntnis-
se hat die DB Netz AG den bereits 
ausgelegten Plan umfassend mo-
difiziert und aktualisiert. Hier-
durch soll die Optimierung der 
Planung in verschiedenen Berei-
chen erreicht und es sollen die 
Belange der Betroffenen besser 
berücksichtigt werden. 
Im Wesentlichen sind Änderun-
gen und Ergänzungen zu den 
nachfolgend aufgeführten As-
pekten der Planung vorgenom-
men worden:
Berücksichtigung des neuen Be-
triebsprogramms 2030,
Änderungen mit Bezug zur Tech-
nische Spezifikation Interopera-
bilität,
Anpassung des Schallschutzes,

Änderung der Streckenentwässe-
rung,
Änderung Anschlussweg im Be-
reich der Fußgängerbrücke an 
der Kinzig,
Entfall der Zufahrt zum Ver-
einsgelände am Herbert-Drö-
se-Stadion,
Änderung an der Brü-
der-Grimm-Straße,
Änderung der Trassierung,
Ergänzung der Planungen des 
Haltepunkts (Hp) Hanau Wil-
helmsbad,
Änderungen im Bereich des Hp 
Hanau West (Bahnsteigdach und 
bauzeitlicher Behelfsbahnsteig),
Änderungen und Ergänzungen 
betreffend den Hauptbahnhof 
(Hbf) Hanau,
Ergänzungen bezüglich des 
Brand- und Katastrophenschut-
zes,
Änderung von Rettungszuwe-
gungen im Umfeld des Hbf Ha-
nau,
Anpassung der Lagepläne Baus-
traßen,
Einrichtung einer zusätzlichen 
Baustelleneinrichtungs-Fläche 
(BE-Fläche) Klein-Auheim im 
Bereich der Ausgleichsfläche für 
Retentionsraumverlust am Main,
Aufnahme einer BE-Fläche 
„Frankfurter Landstraße“,
Änderungen und Anpassungen 
der Ver- und Entsorgungsleitun-
gen,
Änderungen an der Straßenüber-
führung (SÜ) Maintaler Straße,
Änderungen an der Kinzig-Über-
führung,
Änderungen an der Salis-
bach-Überführung,
Ergänzung des Kreuzungsbau-
werks Hanau,
Aufnahme eines elektronischen 
Stellwerks in die Planung bei km 
71,000 (Strecke 3685),
Anpassung von Stützwänden in 
Höhe, Länge und Lage,
Änderungen an der SÜ Wil-
ly-Brandt-Straße,
Änderungen an der SÜ B 45, 
„Am Steinheimer Tor“,
Konstruktive Anpassungen an 
der Eisenbahnüberführung (EÜ) 
Philippsruher Allee,
Änderungen bezüglich des Rück-
baus Bahnüberganges (BÜ) Bur-
gallee und Neubaus EÜ Burgal-
lee,
Erweiterung EÜ Frankfurter 
Landstraße,
Änderungen bezüglich des Rück-
baus BÜ Salisweg und Neubaus 
EÜ Salisweg,
Änderungen der Unterlagen zum 
Naturschutz, Artenschutz und 
Landschaftsbild sowie Ergän-
zung eines Fachbeitrages Wasser-
rahmenrichtlinie,
Aktualisierung der Umweltver-
träglichkeitsstudie,
Aktualisierung und Änderung 
der Untersuchungen zum Luft-
schall / Körperschall / Erschütte-
rungen,
Änderung des hydrogeologi-
schen Gutachtens sowie des 
geotechnischen Streckengutach-
tens,
Änderung der Unterlagen zu Alt-
lasten(-verdachtsflächen),
Ergänzung weiterer Unterlagen 
für wasserrechtliche Erlaubnisse,
Überarbeitung der Unterlagen 
zur elektromagnetischen Ver-
träglichkeit,
Anpassung und Änderung der 
textlichen Darstellungen zu 
Oberleitungsanlagen,
Ergänzung um Darstellungen 
zum Neubau einer Steuerzent-
rale im Hbf Hanau für den Neu-
bau der Nordmainischen S-Bahn 
(Strecke 3685),
Erstellung einer Studie zum Stör-
fallrisiko (Seveso III-Gutachten),
Erstellung eines Brandschutzgut-
achtens für den Hbf Hanau und

Änderungen der Bauzeiten- und 
Baudurchführungsplanung.
Die Änderung des Plans hat Aus-
wirkungen auf Grundstücke in 
der Gemarkung Dörnigheim der 
Stadt Maintal, 
den Gemarkungen Kesselstadt, 
Hanau, Klein-Auheim, Großau-
heim und Groß-Steinheim der 
Stadt Hanau,
der Gemarkung Lützelhausen 
der Gemeinde Linsengericht und
der Gemarkung Münster der Ge-
meinde Münster (Hessen).
Einzelheiten der Änderungen 
sind den Planunterlagen zu ent-
nehmen. Ihnen vorangestellt ist 
eine Lesehilfe, der die Darstel-
lung sowie Anlass und Gegen-
stand der Änderungen zu ent-
nehmen ist. 
Wegen des Umfangs der Än-
derungen und im Hinblick auf 
den nicht abschließend indivi-
duell bestimmbaren Kreis der 
erstmals oder zusätzlich durch 
die Planänderung Betroffenen 
erfolgt eine ergänzende Beteili-
gung der Öffentlichkeit bezüg-
lich der Auswirkungen des geän-
derten Vorhabens.
Zur Anhörung der Öffentlichkeit 
sind die geänderten Planunterla-
gen in der Zeit vom
24. Juni 2021 bis 23. Juli 2021
auf der Homepage des Regie-
rungspräsidiums Darmstadt 
(https://rp-darmstadt.hessen.
de – Rubrik: „Presse  Öffentliche 
Bekanntmachungen  Verkehr Ei-
senbahnen“) veröffentlicht.

Ergänzend dazu liegen die geän-
derten Planunterlagen in der Zeit 
vom 24. Juni 2021 bis einschl. 
23. Juli 2021 bei dem Gemeinde-
vorstand der Gemeinde Münster, 
Mozartstraße 8, 64839 Münster 
(Hessen), 2. Stock, Zimmer-Nr.: 
201 während der Dienststunden 
von Mo bis Mi 8:30 bis 12:00 
Uhr und 14:00 bis 15:00 Uhr, 
Do von 8:30 bis 12:00 Uhr und 
16:30 bis 18:30 Uhr sowie Fr von 
8:30 bis 12:00 Uhr unter Beach-
tung der jeweils gültigen allge-
meinen Abstands- und Hygie-
nevorschriften zur allgemeinen 
Einsichtnahme aus.
Aufgrund der derzeitigen einge-
schränkten Zugangsmöglichkei-
ten zur Gemeindeverwaltung 
Münster können die Planun-
terlagen nach telefonischer 
Terminabsprache unter der Te-
lefonnummer 06071/3002-321 
eingesehen werden.

1.Alle deren Belange durch die 
Änderungen des Vorhabens be-
rührt werden, können sich bis 
zum 20. September 2021 (maß-
geblich ist der Tag des Eingangs, 
nicht das Datum des Poststem-
pels) beim Regierungspräsidi-
um Darmstadt (Anhörungs-
behörde), Dezernat III 33.1, 
Wilhelminenstraße 1-3, 64283 
Darmstadt (Postanschrift: Re-
gierungspräsidium Darmstadt, 
64278 Darmstadt) oder bei den 
auslegenden Städten Hanau, 
Maintal, Linsengericht und 
Münster schriftlich oder zur 
Niederschrift zu den Planände-
rungen äußern und Einwendun-
gen erheben (Äußerungsfrist). 
Für die Erklärung zur Nieder-
schrift ist bei dem Regierungs-
präsidium Darmstadt eine 
vorherige telefonische Termin-
vereinbarung unter der Telefon-
nummer 06151/12-5501 erfor-
derlich. Für die Erklärung zur 
Niederschrift bei der Gemein-
deverwaltung Münster ist eben-
falls eine vorherige telefonische 
Terminvereinbarung unter der 
Telefonnummer 06071/ 3002-
321 erforderlich. Unbeschadet 
dessen gelten die Ausführungen 

zur Auslegung des Plans (s. o.) 
entsprechend.
Äußerungen und Einwendun-
gen müssen den Namen und 
die Anschrift lesbar enthalten, 
den geltend gemachten Belang 
und das Maß der befürchteten 
Beeinträchtigungen erkennen 
lassen und unterschrieben sein. 
E-Mails ohne qualifizierte elek-
tronische Signatur erfüllen das 
Schriftformerfordernis nicht. 
Es sind nur solche Einwendun-
gen zugelassen, die sich auf die 
Änderungen der Planfeststel-
lungsunterlagen beziehen. Ein-
wendungen zu dem bisherigen 
Verfahren sind dagegen ausge-
schlossen. Abweichend davon 
können Personen, die durch die 
verfahrensgegenständlichen Än-
derungen des Plans erstmals von 
dem Vorhaben betroffen wer-
den, auch gegen den ursprüng-
lichen Plan Einwendungen 
erheben. Soweit im bisherigen 
Verfahren bereits Einwendun-
gen erhoben wurden, gelten 
diese unverändert fort. Bei der 
Beeinträchtigung von Grundei-
gentum sollte die jeweilige Flur, 
Flurstücksnummer und Gemar-
kung der betroffenen Grundstü-
cke angegeben werden.
Mit Ablauf der Äußerungsfrist 
sind für dieses Verwaltungsver-
fahren alle Äußerungen ausge-
schlossen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln 
beruhen (§ 21 Absatz 4 UVPG). 
Die Äußerungsfrist gilt auch für 
solche Einwendungen, die sich 
nicht auf die Umweltauswirkun-
gen des geänderten Vorhabens 
beziehen (§ 21 Absatz 5 UVPG) 
und für Stellungnahmen der 
Vereinigungen (§ 7 Absatz 4 Um-
weltrechtsbehelfsgesetz).
Bei Eingaben, die von mehr als 
50 Personen auf Unterschrifts-
listen unterzeichnet oder in 
Form vervielfältigter gleichlau-
tender Texte eingereicht werden 
(gleichförmige Eingaben), ist auf 
jeder mit einer Unterschrift ver-
sehenen Seite eine Unterzeich-
nerin oder ein Unterzeichner 
mit ihrem bzw. seinem Namen, 
Beruf und Anschrift als Vertre-
terin bzw. Vertreter der übrigen 
Unterzeichnerinnen und Un-
terzeichner zu benennen (§ 17 
Absatz 1 VwVfG). Andernfalls 
können diese Einwendungen 
unberücksichtigt bleiben (§ 17 
Absatz 2 VwVfG).
Es wird darauf hingewiesen, 
dass Einwendungen auch dann 
erhoben werden müssen, wenn 
zuvor eine Beteiligung im Rah-
men der frühen Öffentlichkeits-
beteiligung nach § 25 Absatz 3 
VwVfG stattgefunden hat.
2.Diese ortsübliche Bekanntma-
chung dient auch der Benach-
richtigung der Vereinigungen 
nach § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG 
von der Auslegung des geänder-
ten Plans.
3.	 Die Anhörungsbehör-
de kann auf eine Erörterung der 
rechtzeitig erhobenen Stellung-
nahmen und Einwendungen 
verzichten (§ 18a Nummer 1 
AEG). 
Sie kann statt eines Erörterungs-
termins eine Online-Konsultati-
on durchführen oder diese mit 
Einverständnis der Beteiligten 
durch eine Telefon- oder Vi-
deokonferenz ersetzen (§ 5 Pla-
nungssicherstellungsgesetz). 
Findet ein Erörterungstermin 
oder eine Online-Konsultation 
statt, werden diese ortsüblich be-
kannt gemacht werden. Ferner 
werden diejenigen, die recht-
zeitig Einwendungen erhoben 
haben, bzw. bei gleichförmigen 
Einwendungen die Vertreterin 
oder der Vertreter, von dem Ter-

min bzw. der Online-Konsulta-
tion gesondert benachrichtigt 
(§ 17 VwVfG). Sind mehr als 50 
Benachrichtigungen vorzuneh-
men, so können diese durch 
öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden.
Die Vertretung durch einen Be-
vollmächtigten ist möglich. Die 
Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nach-
zuweisen, die zu den Akten der 
Anhörungsbehörde zu geben ist.
Bei Ausbleiben eines Beteiligten 
in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt wer-
den. 
Der Erörterungstermin und die 
Online-Konsultation sind nicht 
öffentlich.
4.Durch Einsichtnahme in die 
Planunterlagen, die Einreichung 
von Äußerungen, Einwendun-
gen und Stellungnahmen, die 
Teilnahme an einem Erörte-
rungstermin, einer Online-Kon-
sultation oder einer Telefon- 
oder Videokonferenz und durch 
Vertreterbestellung entstehen-
den Kosten werden nicht erstat-
tet.
5.Entschädigungsansprüche, so-
weit über sie nicht in der Plan-
feststellung dem Grunde nach 
zu entscheiden ist, werden nicht 
in dem Erörterungstermin, son-
dern in einem gesonderten Ent-
schädigungsverfahren behan-
delt.
6.Über die Einwendungen und 
Stellungnahmen wird nach dem 
Abschluss des Anhörungsver-
fahrens durch die Planfeststel-
lungsbehörde (Eisenbahn-Bun-
desamt, Außenstelle Frankfurt/ 
Saarbrücken) entschieden. Die 
Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an 
die diejenigen, die Einwendun-
gen erhoben oder eine Stellung-
nahme abgegeben haben, kann 
durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden, wenn 
mehr als 50 Zustellungen vorzu-
nehmen sind.
7.Mit dem Beginn der Veröffent-
lichung des geänderten Plans im 
Internet auf der oben genannten 
Homepage des Regierungspräsi-
diums Darmstadt dürfen auch 
auf den von der Planänderung 
zusätzlich betroffenen Flächen 
bis zu ihrer Inanspruchnahme 
wesentlich wertsteigernde oder 
die geplanten Baumaßnahmen 
erheblich erschwerende Verän-
derungen nicht vorgenommen 
werden; vielmehr treten die 
Beschränkungen des § 19 AEG 
(Veränderungssperre) in Kraft. 
Die bereits mit der ersten Aus-
legung bewirkte Veränderungs-
sperre besteht fort. Darüber 
hinaus steht der Vorhabenträ-
gerin ab diesem Zeitpunkt ein 
Vorkaufsrecht an den von dem 
Plan betroffenen Flächen zu (§ 
19 Absatz 3 AEG).
8. Da das Vorhaben UVP-pflich-
tig ist, wird darauf hingewiesen, 
dass
die Umweltverträglichkeitsprü-
fung gem. § 74 Absatz 2 Num-
mer 2 UVPG nach der Fassung 
des Gesetzes, die vor dem 16. 
Mai 2017 galt (im Folgenden: 
a. F.), zu Ende zu führen ist, da 
die Unterlagen nach § 6 UVPG 
in der bis dahin geltenden Fas-
sung dieses Gesetzes vorgelegt 
wurden,
die für das Anhörungsverfahren 
zuständige Behörde das Regie-
rungspräsidium Darmstadt und 
die für die Entscheidung über 
die Zulässigkeit des Vorhabens 
zuständige Behörde das Eisen-
bahn-Bundesamt, Außenstelle 
Frankfurt/Saarbrücken (EBA) ist,
über die Zulässigkeit des Vorha-
bens durch Planfeststellungs-

beschluss entschieden werden 
wird,
die veröffentlichten Planunterla-
gen die nach § 6 Absatz 3 UVPG 
a. F. notwendigen Angaben ent-
halten, soweit diese geändert 
wurden und
die Anhörung zu den veröffent-
lichten geänderten Planunterla-
gen auch die Einbeziehung der 
Öffentlichkeit zu den Umwel-
tauswirkungen der Änderungen 
des Vorhabens gemäß § 9 Absatz 
1 UVPG a. F. ist.
9. Bei dem UVP-pflichtigen Vor-
haben werden gemäß § 9 Absatz 
1b UVPG a. F. die Unterlagen 
nach § 6 UVPG a. F. sowie die 
entscheidungserheblichen Be-
richte und Empfehlungen - so-
weit sie überarbeitet bzw. geän-
dert wurden - zur Einsicht für 
die Öffentlichkeit im Rahmen 
des Beteiligungsverfahrens ver-
öffentlicht. Dabei handelt es 
sich insbesondere um folgende 
Unterlagen und Gutachten:
Anlage 01: Erläuterungsbericht,
Anlage 10: Unterlagen zur Re-
gelung wasserwirtschaftlicher 
Sachverhalte (Entwässerungs-
nachweise),
Anlage 11: Landschaftspflegeri-
scher Begleitplan einschl. Fach-
beitrag zur Wasserrahmenricht-
linie,
Anlage 12.01: Umweltverträg-
lichkeitsstudie,
Anlage 12.02: Gutachterliche 
Aussage zur Elektromagneti-
schen Verträglichkeit (EMV),
Anlage 12.03: Schalltechnische 
Untersuchung,
Anlage 12.04: Erschütterungs-
technische Untersuchung,
Anlage 12.05: Geotechnisches 
Gutachten,
Anlage 12.06: Hydrogeologi-
sches Gutachten,
Anlage 12.07: Gutachterliche 
Aussage zu Altlasten,
Anlage 12.08: Maßnahmenpla-
nung Wasserbau,
Anlage 12.09: Geotechnische 
Einzelgutachten, 
Anlage 12.10: Schalltechnische 
Untersuchung Baulärm
Anlage 12.11: Schalltechnische 
Untersuchung Gesamtlärm,
Anlage 12.12: Schalltechnische 
Untersuchung TA Lärm (Anla-
genlärm),
Anlage 12.13: Ersatzwasserbe-
schaffungskonzept,
Anlage 12.14: Brandschutzkon-
zept Hauptbahnhof Hanau,
Anlage 12.15: Seveso-Gutachten,
Anlage 12.16: IVE-Studien 
(Nachweis ausreichender Ret-
tungswegmöglichkeiten und 
ausreichender Beleuchtung für 
die Stationen Hanau-West und 
Hanau-Wilhelmsbad)
10.	 Die geänderten Plan-
unterlagen und die ortsüblichen 
Bekanntmachungen werden 
über die Homepage des Regie-
rungspräsidiums Darmstadt (ht-
tps://rp-darmstadt.hessen.de 
– Rubrik: „Presse Öffentliche 
Bekanntmachungen Verkehr Ei-
senbahnen“) und das UVP-Por-
tal (https://www.uvp-portal.de/
de) zugänglich gemacht; maß-
geblich ist jedoch der Inhalt der 
zur Einsicht ausgelegten Unter-
lagen des Planänderungsverfah-
rens (§ 27a Absatz 1 VwVfG, § 20 
Absatz 2 Satz 2 UVPG).

Re g ie r u ng s p r ä s id iu m 
Darmstadt III 33.1-66 c 
10/01 DB–NM-S-Bahn-PFA 3
Regierungspräsidium Darmstadt
III.33.1 – 66 c 10.01/5-2019/2

Münster, 17.06.2021
Der Gemeindevorstand der 
Gemeinde Münster
Joachim Schledt
Bürgermeister


	20210617_EGR_MUE_HP_001
	20210617_EGR_MUE_HP_002
	20210617_EGR_MUE_HP_003
	20210617_EGR_MUE_HP_004
	20210617_EGR_MUE_HP_005
	20210617_EGR_MUE_HP_006
	20210617_EGR_MUE_HP_007
	20210617_EGR_MUE_HP_008
	20210617_EGR_MUE_HP_009
	20210617_EGR_MUE_HP_010
	20210617_EGR_MUE_HP_011
	20210617_EGR_MUE_HP_012



